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Bad Liebenwerda,  Mittwoch, den  13.04.2005

Amtsblatt
für die Stadt Bad Liebenwerda

Jahrgang 13 Nummer  6

Amtliche Bekanntmachungen:

Satzung über die Herstellung von Kinderspielplätzen
(Kinderspielplatzsatzung)

Auf der Grundlage des § 81 Abs. 3 der Brandenburgischen Bauordnung
(BbgBO) vom 16. Juli 2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land
Brandenburg Teil I S. 210), geändert durch Gesetz vom 09. Oktober 2003
((GVBl Teil I S. 273) und des § 5 der Gemeindeordnung des Landes
Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001
(GVBl Teil I/01 S.154)), geändert durch Art.1 des Gesetzes vom 18.
Dezember 2001 (GVBl. Teil I/01 S.298), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes zur Entlastung der Kommunen von pflichtigen Aufgaben vom
22.03.2004 (GVBl. Teil I S. 59,66) hat die Stadtverordnetenversammlung
der Stadt Bad Liebenwerda am 01.12.2004 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
Diese Satzung gilt für das gesamte Territorium der Stadt Bad Liebenwerda
einschließlich ihrer Ortsteile.

§ 2 Sachlicher Geltungsbereich
(1) Diese Satzung gilt für Spielplätze, die nach § 7 Abs.3 Brandenburgischer
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Der Haupt- und Finanzausschuss findet am Mittwoch, den 20.04.2005
um 17:00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Bad Lieben-
werda statt.

Tagesordnung zum Haupt- und Finanzausschuss am 20.04.2005
-öffentlicher Teil-

Punkt 1: Eröffnung und Begrüßung
Punkt 2: Anträge zur Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses am 09.03.2005 –öffentlicher Teil-
Punkt 3: Haushaltssatzung, Haushaltsplan 2005 und Investitionspro-
gramm sowie Haushaltssicherungskonzept, Berichterstatter: Herr Engel-
mann
Punkt 4: Jahresrechnung 2004, Berichterstatter: Herr Engelmann
Punkt 5: Bekanntgaben der Verwaltung
Punkt 6: Anfragen der Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses sowie
der Ortsbürgermeister

Tagesordnung zum Haupt- und Finanzausschuss am 20.04.2005
-nichtöffentlicher Teil-

Punkt 1: Anträge zur Niederschrift über die Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses am  09.03.2005 –nichtöffentlicher Teil-
Punkt 2: Beschluss zur Vergabe über den Ausbau des Marktplatzes
Bauabschnitt Markt nördlicher Straßenabschnitt Bad Liebenwerda
Berichterstatterin: Frau Richter
Punkt 3: Bekanntgaben der Verwaltung
Punkt 4: Anfragen der Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses

Bauordnung (BbgBO) bei Errichtung von Gebäuden mit mehr als vier
Wohnungen als Einzelanlagen auf dem Baugrundstück oder als Gemein-
schaftsanlagen in unmittelbarer Nähe des Grundstücks herzustellen und
instandzuhalten sind.

(2) Die Satzung findet auch Anwendung, soweit bei bestehenden Gebäuden
Spielplätze zum Schutz der Kinder und deren Gesundheit nachträglich
angelegt werden müssen. Die nachträgliche Anlegung von Kinderspielplät-
zen darf angeordnet werden, wenn in der näheren Umgebung geeignete
Kinderspielplätze nicht vorhanden sind und das Grundstück nach seinen
Gegebenheiten für die Anlegung  geeignet ist. Dabei darf von den Anforde-
rungen an Größe und Beschaffenheit der Anlagen (gemäß §§ 3 und 5 dieser
Satzung) abgewichen werden.

§ 3 Größe der Spielplätze
(1) Die Größe und Ausstattung des Kinderspielplatzes richtet sich nach der
Art, Anzahl und Größe der Wohnungen auf dem Baugrundstück. Der
Bemessung ist je Aufenthaltsraum jeder Wohnung ein Bewohner zugrunde
zu legen.
Nach ihrer Zweckbestimmung für ständige Anwesenheit von Kindern nicht
geeignete Wohnungen, z.B. Einraumwohnungen, Appartements oder Alten-
wohnungen bleiben bei der Bestimmung der Größe nach Absatz 2 außer
Betracht.

(2) Für die Berechnung der Größe des Spielplatzes gilt:
1 m² je Bewohner, mindestens jedoch 50 m² nutzbare Spielfläche (ohne
Rahmenbepflanzung).

(3) Bei der Errichtung von Gemeinschaftsanlagen finden die Vorschriften der
Absätze 1 und  2 entsprechend Anwendung.

§ 4 Lage der Spielplätze
(1) Die Spielplätze müssen auf dem Baugrundstück liegen. Sie dürfen auf
einem unmittelbar benachbarten Grundstück liegen, wenn die erforderliche
Fläche gemäß § 65 BbgBO als Fläche für die Anlage eines Kinderspielplatzes
rechtlich gesichert ist.

(2) Die Spielplätze sind so anzulegen, dass sie besonnt, windgeschützt und
von Wohnungen der pflichtigen Grundstücke einsehbar sind. Für mehr als
10 Wohnungen bestimmte Spielplätze sollen von Fenstern für Aufenthalts-
räume mindestens 10 m entfernt sein.
Eine Teilfläche des Kinderspielplatzes ist als Spielfläche für Kleinkinder
nach Möglichkeit in unmittelbarer Nähe des Gebäudes anzulegen.

(3) Spielplätze sind gegen Anlagen, von denen Gefahren ausgehen können,
insbesondere gegen Verkehrsflächen, Verkehr-, Betriebs- und feuergefähr-
lichen Anlagen, Gewässer, Stellplätze für Kraftfahrzeuge sowie gegen
Standplätze für Abfallbehälter so abzugrenzen, dass Kinder ungefährdet
spielen können und auch vor Immissionen geschützt sind. Gegen das
Befahren und Abstellen von Kraftfahrzeugen müssen die Spielplätze abge-
sperrt sein.



Bekanntmachung der Stadt Bad Liebenwerda über die 1. Änderung
des Bebauungsplanes „Block III“ Bad Liebenwerda und die öffent-
liche Auslegung des Entwurfes nach § 3 Abs. 2 BauGB

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Liebenwerda hat in ihrer
öffentlichen Sitzung vom 23.03.2005 die 1.Änderung des Bebauungsplanes
„Block III“ Bad Liebenwerda beschlossen. Der Bebauungsplan „Block III“
Bad Liebenwerda wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB
geändert. Auf der Grundlage des § 13 Abs. 1 BauGB  wird auf die frühzeitige
Beteiligung der Öffentlichkeit und gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von der
Umweltprüfung abgesehen. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt ge-
macht.
Der von der Stadtverordnetenversammlung Bad Liebenwerda in ihrer Sit-
zung am 23.03.2005 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf zur
1. Änderung des Bebauungsplanes „Block III“ Bad Liebenwerda mit
Begründung liegt

vom 21.04.2005 bis 27.05.2005

im Rathaus der Stadt Bad Liebenwerda, Markt 1,  während folgender Zeiten
Montag, Mittwoch, Donnerstag 7.00 - 12.00 Uhr und 12.30 - 15.30 Uhr
Dienstag  7.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 17.00 Uhr
Freitag  7.00 - 13.00 Uhr
zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.

Während dieser Auslegungsfrist können von jedermann Anregungen zum
Entwurf zur 1. Änderung des Bauungsplanes „Block III“ Bad Liebenwerda
schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift vorgebracht
werden. Dabei ist zu beachten, dass nur Anregungen zu den geänderten
Festsetzungen (Baugrenze, freizuhaltende Fläche, Verkehrsfläche mit be-
stimmter Zweckbestimmung auf der Flur 19, Flurst. 137; 138 und 139)
zugelassen werden.

Bad Liebenwerda, den 13.04.2005

Thomas Richter
Bürgermeister

(4) Einfriedungen und Zugangsbereiche sind so anzulegen, dass das Eindrin-
gen von Hunden  verhindert wird. Es ist sicherzustellen, z.B. durch
Anbringen eines entsprechenden Hinweisschildes, dass das Mitbringen von
Tieren auf die Spielfläche untersagt ist.

§ 5 Beschaffenheit
(1) Die Oberfläche von Spielplätzen ist so herzurichten, dass Kinder
gefahrlos spielen können und die Flächen auch nach Regenfällen benutzbar
bleiben. Mindestens 1/5 der Spielplatzfläche ist als abgegrenzte Sand-
spielfläche ohne Spielgeräte herzurichten. Die Sandfüllung muss auf
sickerfähigem Untergrund eine Tiefe von mindestens 40 cm haben. Die
Sandspielanlagen müssen einen mindestens 25 cm breiten Sitzrand aufwei-
sen. Es ist sitzwarmes, schnelltrocknendes und splitterfreies Material zu
verwenden.

(2) Kinderspielplätze sind mit drei ortsfesten Sitzgelegenheiten und minde
stens einem ortsfesten Behälter für Abfälle auszustatten. Bei Spielplätzen
für mehr als sechs Wohnungen ist für je vier weitere Wohnungen eine
zusätzliche Sitzgelegenheit zu schaffen.

(3) Spielgeräte müssen so beschaffen sein, dass sie von Kleinkindern
gefahrlos benutzt werden können. Sie müssen in einer Sandfläche aufgestellt
werden.

(4) Spielplätze von mehr als 300 m² Größe sollen in einer für Kleinkinder
geeigneter Weise, insbesondere durch Bepflanzungen, räumlich gegliedert
werden. Bepflanzungen und sonstige der räumlichen Gliederung dienende
Einrichtungen sowie Einfriedungen dürfen die nutzbare Mindestgröße der
Spielplätze (§ 3 dieser Satzung) nicht einschränken und keine Gefahren für
Kinder in sich bergen. Für die Bepflanzung ist die Richtlinie Nr. 29.15
des Bundesverbandes der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand
(BAGUV) umzusetzen.

(5) Als Grundlage für die Ausstattung, Anordnung und Aufstellung von
Spielgeräten sind die DIN EN 1176 (Spielplatzgeräte) sowie DIN EN 1177
(stoßdämpfende Spielplatzböden) heranzuziehen.

(6) Die Böden der Spielplätze sind im Abstand von fünf Jahren auf
Schadstoffbelastung (insbesondere des Gehaltes an Blei und Cadmium) zu
untersuchen.

§ 6 Pflege und Erhaltung
(1) Spielflächen, ihre Zugänge und ihre Einrichtungen sind durch den Eigen-
tümer regelmäßig zu pflegen, zu unterhalten und auf ihre Verkehrssicherheit
vor allem hinsichtlich der gefahrlosen Benutzbarkeit durch Kleinkinder zu
überprüfen.

(2) Der Spielsand ist mindestens einmal im Jahr zu erneuern. Bei starker
Verschmutzung ist der Sand auch häufiger auszuwechseln.

§ 7 Ordnungswidrigkeiten
Wer vorsätzlich oder fahrlässig einen Spielplatz
1. von geringerer als der in § 3 festgesetzten Größe errichtet,
2. nicht entsprechend den Vorschriften der §§ 4 und 5 anlegt oder herrichtet,
3. sowie seine Zugängen oder seine Einrichtungen entgegen § 6 nicht in
ordnungsgemäßem Zustand erhält,
4. ohne Zustimmung der zuständigen Behörde ganz oder teilweise beseitigt,
handelt ordnungswidrig im Sinne des § 79(3) Satz 1 Nr.2 Brandenburgischer
Bauordnung (BbgBO).

§ 8 Vorrang von planungsrechtlichen Satzungen und örtlichen Bau-
vorschriften
Weitergehende Festsetzungen in planungsrechtlichen Satzungen und örtli-
chen Bauvorschriften bleiben unberührt.

§ 9 Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Bad Liebenwerda, den 13.04.2005

Thomas Richter
Bürgermeister
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Bekanntmachung der Stadt Bad Liebenwerda über den Bebauungs-
plan „ Bungalowsiedlung I und II“ Bad Liebenwerda, OT Zeischa
und die öffentliche Auslegung im Rahmen der frühzeitigen Bürger-
beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB

Mit dem Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Bungalowsiedlung I
und II“ Bad Liebenwerda, OT Zeischa durch die Stadtverordnetenversamm-
lung am 06.11.2002 wurde die Einleitung des Aufstellungsverfahrens zum
o. g. Bebauungsplan beschlossen. Am 20.10.2004 wurde das Aufstellungs-
verfahren zum qualifizierten Bebauungsplan „Bungalowsiedlung I und II“
Bad Liebenwerda, OT Zeischa als Verfahren zur Aufstellung eines „Einfa-
chen Bebauungsplanes“ durch die Stadtverordnetenversammlung beschlos-
sen. Diese Beschlüsse werden hiermit bekannt gemacht.
Um die Bürger möglichst frühzeitig in das Planverfahren zum Bebauungs-
plan „Bungalowsiedlung I und II“ Bad Liebenwerda, OT Zeischa einzube-
ziehen, wird der Vorentwurf zum Bebauungsplan öffentlich ausgelegt.
Dem Bürger wird damit frühzeitig Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung
der Planung in der Zeit

vom 21.04.2005 bis zum 27.05.2005

in der Stadtverwaltung Bad Liebenwerda, Markt 1 während folgender Zeiten
Montag, Mittwoch, Freitag 7.00 - 12.00 Uhr und 12.30 - 15.30 Uhr
Dienstag 7.00 -12.00 Uhr und 13.00Uhr – 17.00 Uhr
Freitag 7.00 - 13.00 Uhr
gegeben.

Während dieser Auslegungsfrist können von jedermann Äußerungen zum
Vorentwurf schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift
vorgebracht werden.

Bad Liebenwerda, den 13.04.2005

Thomas Richter
Bürgermeister

Lageplan :

Bekanntmachung der Stadt Bad Liebenwerda über die öffentliche
Auslegung des Bebauungsplan „ Wildgehege „ Bad Liebenwerda;
Ortsteil Neuburxdorf im Rahmen der Bürgerbeteiligung nach § 3
Abs. 2 BauGB

Mit dem Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan „Wildgehege “ im
Ortsteil Neuburxdorf durch die Stadtverordnetenversammlung am 01.Ok-
tober 2003 wurde die Einleitung des Aufstellungsverfahrens zum o. g.
Bebauungsplan beschlossen. Der von der Stadtverordnetenversammlung
am 23.03.2005 gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf mit Begrün-
dung liegt in der Zeit

vom 21. April bis 27. Mai 2005

in der Stadtverwaltung Bad Liebenwerda; Stadtplanung während folgender
Zeiten
Montag, Mittwoch, Freitag 7.00 - 12.00 Uhr und 12.30 - 15.00 Uhr
Dienstag 7.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 17.00 Uhr
Freitag 7.00 - 13.00 Uhr

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.
Für das Vorhaben besteht keine Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht
bzw. Vorprüfungspflicht gemäß §§ 3a bis 3f UVPG.
Während dieser Auslegungsfrist können von jedermann Anregungen /
Äußerungen zum Entwurf des Bebauungsplanes „Wildgehege“ Bad Lieben-
werda; OT Neuburxdorf schriftlich oder während der Dienststunden zur
Niederschrift vorgebracht werden.

Bad Liebenwerda, den 13.04.2005

Thomas Richter
Bürgermeister

Lageplan :
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Satzung über die Herstellung von notwendigen Stell-
plätzen (Stellplatzsatzung), Stellplatzablösesatzung

Aufgrund des § 5 der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBl. I S. 154) zuletzt
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Entlastung der Kommunen von
pflichtigen Aufgaben vom 22.03.2004 (GVBl. I S. 59,66), in Verbindung mit
den §§ 43 und 81 der Brandenburgischen Bauordnung vom 16.07.2003
(GVBl. I S. 210), geändert durch Gesetz vom 09.10.2003 (GVBl. I S. 273)
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Liebenwerda am
01.12.2004 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für das gesamte Territorium der Stadt Bad Lieben-
werda einschließlich ihrer Ortsteile.

(2) Die Satzung gilt für die Errichtung oder Nutzungsänderung von bauli-
chen Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraft-
fahrzeugen zu erwarten ist.

(3) Stimmt die Stadt Bad Liebenwerda zu, dass der Bauherr seine Ver-
pflichtung zur Errichtung der notwendigen Stellplätze durch öffent-
lich-rechtlichen Vertrag nach § 43 (3) der Brandenburgischen Bauord-
nung (BbgBO) durch Zahlung eines Geldbetrages ablöst,  ist je abzu-
lösenden Stellplatz ein Geldbetrag zu zahlen.

§ 2 Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplätze

(1) Bei der Errichtung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen, bei
denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwar-
ten ist, müssen die notwendigen Stellplätze gemäß den Richtzahlen für
den Stellplatzbedarf nach Anlage 1 dieser Satzung hergestellt werden
und spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutz-
barkeit der baulichen oder anderen Anlage fertiggestellt sein.

(2) Bei Nutzungsarten, die in den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach
Anlage 1 nicht genannt, jedoch mit einer genannten Nutzungsart
vergleichbar sind, ist der Stellplatzbedarf nach den besonderen Verhält-
nissen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen
für Nutzungsarten mit vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermitteln.

(3) Bei baulichen Anlagen mit regelmäßigem An- und Auslieferungs-
verkehr ist zusätzlich eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für
Lastkraftwagen zu errichten.

(4) Bei baulichen Anlagen, bei denen ein zusätzlicher Besucherverkehr mit
Autobussen oder Motorrädern zu erwarten ist, ist zusätzlich eine
ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Autobusse oder Motorräder
zu errichten.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei der Errichtung oder
Nutzungsänderung anderer Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangs-
verkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist.

§ 3 Größe der Stellplätze

(1) Stellplätze müssen so groß und ausgebildet sein, dass sie ihren Zweck
erfüllen. Die Brandenburgische Verordnung über den Bau von Garagen
und Stellplätzen und den Betrieb von Garagen (Brandenburgische
Garagen- und Stellplatzverordnung – BbgGStV) vom 12.10.1994
(GVBl. II S. 948) zuletzt geändert durch die Verordnung vom 20.09.2001
(GVBl. II. S.572) ist einzuhalten.

(2) Stellplätze sind grundsätzlich so zu gestalten, dass jeder einzelne
Stellplatz frei angefahren werden kann.

§ 4 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Errichtung baulicher
Anlagen

(1) Soweit der Stellplatzbedarf nach der Fläche zu bemessen ist, sind die
Flächen nach DIN 277/1: 1987-06 zu ermitteln.

(2) Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Bedarf für
die jeweilige Nutzungsart getrennt zu ermitteln. Erfolgen unterschied-
liche Nutzungen zu verschiedenen Tageszeiten, so ist eine zeitlich
gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze zulässig. Eine Mehrfach-
nutzung darf sich zeitlich nicht überschneiden; bei Mehrfachnutzung
ist die Nutzungsart mit dem größten Stellplatzbedarf maßgebend.

§ 5 Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Änderung oder Nutzungs-
änderung bauliche Anlagen

(1) Bei einer Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen Anlage ist
der Stellplatz neu zu ermitteln.

(2) Der Bestand an vorhandenen oder durch Stellplatzablösevertrag abge-
lösten notwendigen Stellplätzen wird angerechnet.

(3) Ist der Bestandsschutz für eine bauliche Anlage vor der Änderung oder
Nutzungsänderung  der baulichen Anlage erloschen, erfolgt die Ermitt-
lung des Stellplatzbedarfs nach § 4.

§ 6 Zulassung einer Abweichung von den Richtzahlen;
Minderung des Stellplatzbedarfs

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann erhöht oder verringert
werden, wenn die örtlichen Verhältnisse oder die besondere Art oder
Nutzung der baulichen Anlage dies erfordern oder zulassen.

(2) Eine Minderung von maximal 20 % kann im Einzelfall zugelassen
werden, wenn das Vorhaben in nicht mehr als 100 m fußläufiger
Entfernung von den Haltestellen regelmäßig verkehrender öffentlicher
Personennahverkehrsmittel entfernt ist. Regelmäßig verkehrt ein
Personennahverkehrsmittel, wenn es in der Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr
in einer Taktfolge von maximal 20 Minuten verkehrt.

(3) Eine Minderung des Stellplatzbedarfs ist nicht zulässig, wenn notwen-
dige Stellplätze ganz oder teilweise nach § 43 (3) BbgBO abgelöst
werden.

§ 7 Ablösung notwendiger Stellplätze
(1) Für die Zahlung eines Geldbetrages wird die Stadt Bad Liebenwerda

in vier Bereiche eingeteilt:
Bereich I:     umfasst das Gebiet des unmittelbaren Altstadtbereichs
zwischen Nordring, Südring, Kreuzung Burgplatz/Dresdener Straße
und Schloßstraße

Bereich II:    umfasst das Gebiet des förmlich festgesetzten Sanierungs-
gebiets, soweit es noch nicht in Bereich I enthalten ist, sowie den
gesamten Kurbereich zwischen Schwarzer Elster und Mühlgraben

Bereich III:   umfasst das übrige Gebiet der Stadt Bad Liebenwerda

Bereich IV:   alle Ortsteile

(2) Die Bereiche I bis III sind in der Anlage 2, welche Bestandteil der
Satzung ist, dargestellt.
Der Bereich IV umfasst die Ortsteile Burxdorf, Dobra, Kosilenzien,
Kröbeln, Langenrieth, Lausitz, Maasdorf, Möglenz, Neuburxdorf,
Oschätzchen, Prieschka, Thalberg, Theisa, Zeischa, Zobersdorf.

(3) Der Geldbetrag je 25 m² Stellplatz- und Bewegungsfläche entspricht
den anteiligen durchschnittlichen Herstellungskosten sowie den Ko-
sten des Grunderwerbs gemäß Bodenrichtwertkarte 2004 im Stadtge-
biet (Anlage 3, welche Bestandteil der Satzung ist).
Er wird für die einzelnen Bereiche festgelegt:
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Bereich I                2.300,00 Euro
Bereich II               2.125,00 Euro
Bereich III             1.875,00 Euro
Bereich IV             1.575,00 Euro

(4) Bei Vorhaben von außerordentlicher Bedeutung für die Entwicklung
der Stadt Bad Liebenwerda in den Bereichen I und II (Sanierungsgebiet
und Kurpark) kann im Wege einer Ausnahme eine von Absatz 3 dieses
Paragraphen abweichende Regelung getroffen werden.

(5) Der Ablösebetrag ist mit Baubeginn zu zahlen.

(6) Stellplätze, welche gemäß § 45 (5) BbgBO für Kraftfahrzeuge für
behinderte Menschen errichtet werden müssen, können nicht abgelöst
werden.

§ 8 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über den Ausgleichsbetrag für nicht herzustel-
lende Kraftfahrzeugeinstellplätze (Ablösesatzung) vom 08.11.2001 außer
Kraft.
Bad Liebenwerda, 13.04.2005

Thomas Richter
Bürgermeister
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Landesbetrieb Straßenwesen Niederlassung Cottbus
Bekanntmachung

Planung für die B 183 OU Bad Liebenwerda
Hier: Vorarbeiten auf Grundstücken

Der Landesbetrieb NL Cottbus beabsichtigt, in den Gemarkungen der Stadt Bad
Liebenwerda zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse und Erhöhung der
Verkehrssicherheit das o.a. Bauvorhaben durchzuführen. Um das Vorhaben
ordnungsgemäß planen zu können, müssen auf verschiedenen Grundstücken in
der zeit von April 2005 bis August 2005 Vorarbeiten durchgeführt werden, und
zwar:
Vermessungsarbeiten und Baugrunderkundungen

Folgende Gemarkungen und Flure sind betroffen:
Gemarkung Flur
Liebenwerda 5, 12, 13, 16, 21
Lausitz 2
Zobersdorf 3, 4
Zeischa 1
Dobra 3, 0

Da die genannten Arbeiten im Interesse der Allgemeinheit liegen, sind Sie nach
§ 16a Bundesfernstraßengesetz (FStrG) als Grundstücksberechtigte(r) ver-
pflichtet, sie zu dulden. Die Arbeiten können auch durch Beauftragte des
Landesbetriebes durchgeführt werden. Etwaige durch diese Vorarbeiten entste-
hende unmittelbare Vermögensnachteile werden in Geld entschädigt.
Sollte eine Einigung über eine Entschädigung in Geld nicht erreicht werden
können, setzt die Enteignungsbehörde auf Antrag der Straßenbauverwaltung die
Entschädigung fest.
Durch diese Untersuchung wird nicht über die Ausführung der geplanten Straße
entschieden.

Rechtsbehelfserklärung:
Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Landes-
betrieb Straßenwesen, Niederlassung Cottbus, Von-Schön-Straße 11, 03050
Cottbus einzulegen. Es wird darauf hingewiesen, dass bei schriftlicher Einlegung
des Widerspruches die Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der
Widerspruch innerhalb dieser Frist eingegangen ist.

Cottbus, 2005-04-04
Landesbetrieb Straßenwesen, Niederlassung Cottbus
Frank-Dieter Manteufel

Anlage 3     Kalkulation der Herstellungskosten gemäß § 43 (4) BbgBO
Baukosten für Stellplätze
anhand der Parkplätze im Südring
(Dresdner Bank)                                  45,70 Euro / m²
und im Hag                                          64,51 Euro / m²

Durchschnitt                                        55,10 Euro / m²
abgerundet                                           55,00 Euro / m²

Durchschnittliche Grunderwerbskosten gemäß Bodenrichtwertkarte
2004
Bereich I                                              37,00 Euro
Bereich II                                            30,00 Euro
Bereich III                                           20,00 Euro
Bereich IV                                             8,00 Euro

A   =    F  x  (B + K)
Ablösebetrag  =  Fläche für einen Stellplatz x (Bodenrichtwert + Kosten
für einen Stellplatz)

Bereich I:
A =  25,00 m²  x  (37,00 Euro  +  55,00 Euro / m²)   = 2.300,00 Euro
Bereich II:
A =  25,00 m²  x  (30,00 Euro  +  55,00 Euro / m²)  =   2.125,00 Euro
Bereich III:
A =  25,00 m²  x  (20,00 Euro  +  55,00 Euro / m²)  =   1.875,00 Euro
Bereich IV:
A =  25,00 m²  x  (  8,00 Euro  +  55,00 Euro / m²)  =   1.575,00 Euro
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Bekanntmachung anderer Behörden:


